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Vorblatt 


Entwurf eines Gesetzes 

zu dem Niederlassungsvertrag vom 23. April 1970 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und dem Spanischen Staat 

(Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Wirtschaft) 


A. Problem 

Zwischen Spanien und der Bundesrepublik Deutschland war das 
Niederlassungswesen durch einen Handelsvertrag von 1926 
geregelt, den die Bundesrepublik mit Rücksicht auf Verpflich- 
tungen aus dem EWG-Vertrag zum 31. Dezember 1961 gekün- 
digt hat. In der Zwischenzeit haben die Wirtschaftsbeziehungen 
zwischen beiden Ländern, insbesondere auch durch den Aus- 
tausch von Arbeitskräften, zugenommen, so daß das Nieder- 
lassungswesen wieder zwischen beiden Staaten geregelt wer- 
den sollte. 


B. Lösung 

Aus diesem Grunde hat die Bundesregierung am 23. April 1970 
einen Vertrag mit der spanischen Regierung geschlossen. Die 
getroffenen Vereinbarungen sind unter Wahrung des Prinzips 
der Inländerbehandlung und der Meistbegünstigung paraphiert 
worden. Der Vertrag gewährt Personen und Gesellschaften, die 
sich im Gebiet der anderen Vertragspartei niederlassen, den 
rechtlichen Schutz sowie die Sicherstellung ihres Eigentums. Die 
Bundesregierung legt diesen Vertrag jetzt zur Ratifizierung vor. 

Einmütigkeit im Ausschuß 


C. Alternativen 

Der Bundesrat hat keine Änderungswünsche. 


Do Kosten 

Der Bundeshaushalt wird mit Kosten nicht belastet. 
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Sdiriftlidier Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft 
(8. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zu dem Niederlassungsvertrag vom 23. April 1970 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und dem Spanischen 

Staat 

— Drucksache VI/2122 — 


A. Bericht des Abgeordneten Scheu 


I. 

Der Gesetzentwurf — Drucksache VI/2122 — 
wurde vom Bundestag in der 118. Sitzung am 5. Mai 
1972 in erster Lesung beraten und an den Ausschuß 
für Wirtschaft zur Beratung überwiesen. • 

Die Bundesregierung hat am 26. April 1971 dem 
Hohen Hause den Entwurf eines Gesetzes zu dem 
Niederlassungsvertrag vom 23. April 1970 zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und dem Spani- 
schen Staat vorgelegt. Die Beratungen im Wirt- 
schaftsausschuß mußten zunächst zurückgestellt wer- 
den, weil die Bundesregierung Rückfragen der Alli- 
ierten Kommandantura Berlin zu klären hatte. Die 
Klärung ist zur Zufriedenheit erfolgt, so daß der 
Ausschuß in seiner Sitzung am 8. Juni 1972 über 
die Vorlage beraten und beschließen konnte. 

II. 

Der mit Spanien abgeschlossene Vertrag soll eine 
vertragslose Zeit ablösen. Seit 1961 fehlen nämlich 
zwischenstaatliche Vereinbarungen 

— über die Niederlassung von Unternehmen sowie 
deren Investitionen, 


— über die Ausübung unselbständiger Tätigkeit, 

— über den Vermögensschutz, 

— über den Transfer von Kapital und Erträgnissen, 

— über Schiedsregelungen im Falle von Meinungs- 
verschiedenheiten u. a. m. 

Der Vertrag regelt im wesentlichen diese Pro- 
blemkreise. Er lehnt sich in Inhalt und Aufbau ähn- 
lichen Verträgen, die die Bundesrepublik Deutsch- 
land mit anderen Staaten abgeschlossen hat, an; so 
z. B. den mit Griechenland und der Dominikanischen 
Republik abgeschlossenen Verträgen. Im übrigen 
wird bezüglich des Inhalts auf die der Drucksache 
beigegebene Denkschrift zum Vertrag verwiesen. 

Der Ausschuß hält die Vereinbarung insbesondere 
mit Rücksicht auf die umfangreichen und ständig zu- 
nehmenden deutschen Niederlassungen und Investi- 
tionen in Spanien für dringend erforderlich. Spanien 
hat seinerseits den Vertrag schon länger ratifiziert. 

Namens des Ausschusses empfehle ich dem Hohen 
Hause, dem Ratifikationsgesetz in der vorgelegten 
Fassung zuzustimmen. 


Bonn, den 8. Juni 1972 


Sdieu 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache W2122 — unver- 
ändert nach der Vorlage anzunehmen. 


Bonn, den 8. Juni 1972 


Der Ausschuß für Wirtschaft 


Stein (Honrath) 

Amtierender Vorsitzender 


Scheu 

Berichterstatter 



